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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.05.2018
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) Uber eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schonenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle Uberrascht, indem sie sich einstimmig flr einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz fur das Kindergeld erhoht,
sondern mehr Geld fur die AHV zur Verflugung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen fir Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zuklnftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeitrége von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhéht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungeféahr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rickzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschrankt werden: ZukUlnftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen héchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschiuttet werden koénnen, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rickzahlungsregel). Beim Ruckkauf
eigener Aktien muissen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur fur in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber flir Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurlickbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform Il entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zurich soll nun doch eingefiihrt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
«Abzug flur Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung fur Unternehmen auf allen drei Ebenen Uber 18.03
Prozent liegt - konkret also nur dem Kanton Zurich -, zur Verfugung stehen soll.

Entstanden war der Kompromiss der Kommission geméass «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stockli», wie es die
«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Stadnderat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Stéanderatsprasidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Prasident Christian Levrat, Kommissionsprasident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftsprasident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hatten aber die Erhéhung der Kinderzulagen fur ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum - sei es von blrgerlicher Seite aufgrund der Erhdéhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte - gefurchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden musse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede héatten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig fir das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen.

Die biirgerlichen Parteien und Verbande zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde Verknlipfungen aus. Diese wirden es den Blrgern
verunmoglichen, sich frei fur oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «VerknlUpfung sachfremder Themen grenzt an Notigung des
Stimmvolks», betonte Jirg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man
sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verkntpfung verfassungsrechtlich zulassig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
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entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie fir unglltig
erklart werden wurde. Die WAK-SR hatte diesbezlglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt fur Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss fir «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklarte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, naher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhdhung des Frauenrentenalters. Es bedlrfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung spater womaoglich nicht mehr fir eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden koénne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Ménner auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhéhen. Auch
die Jungparteien der Grunen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklarten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grinliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
Revision der Altersvorsorge tragen mdussten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschisse auf Kosten der Jungen Uberdeckt, aber nicht geldst,
erklarte zum Beispiel der Prasident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt.

Gemischt waren auch die Riickmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich fir den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Prasident Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeitréage bis zu einem jahrlichen
Bruttolohn von CHF 130°000 hoher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Loéhnen wirden also davon profitieren. Diese Argumentation
Uberzeugte die Grunen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklérten, die Vorlage nicht unterstitzen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausféllen flihre, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenuber armeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Beflrworter des Vorschlags loben
wirden, da einmal mehr die Arbeitnehmenden die entstehenden Kosten Ubernehmen
mussten und nicht die Unternehmen.

Neben den Parteien und Verbanden &usserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zurich nachgekommen. «Wir
mussten  Zarich, dem  Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen>, erklarte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur fir Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet hatten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen - der zu eben
diesen elf Kantonen gehort. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zirich
und nannte sie einen «Sundenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu futtern - wirde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug kdnne aber nicht flr alle Kantone
eingefuhrt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Prasident Pirmin
Bischof ergénzte, dass auch andere Kantone den Abzug flr Eigenfinanzierung einfihren
kénnten; sie missten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhéhen.

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der starksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen wurde. Die zurlckhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure wirden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden>», erklarte die «Schweiz am Wochenende». '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

Wie angekiindigt sammelten verschiedene Komitees Unterschriften fir ein Referendum
zum Bundesgesetz iiber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF): ein linkes
Komitee, bestehend aus den Grunen, den Jungen Grinen, der Juso, VPOD und
Westschweizer Gewerkschaften; ein Generaktionenkomitee, das sich aus der Jungen
GLP und der Jungen BDP zusammensetzte; ein burgerliches Komitee aus Mitgliedern
der Jungen SVP und vier kantonalen Sektionen der Jungfreisinnigen; sowie ein
Blrgerkomitee «Kuhhandel Nein», das Unterschriften Uber die Onlineplattform
Wecollect sammeln wollte. Die breite Liste an Gegnern der STAF flhrte in der Presse zu
einigen Diskussionen: Die Spaltung der Linken - die SP stellte sich als einzige linke
Partei klar hinter die Vorlage - war ein Thema, Uber die sich emanzipierenden
Jungparteien wurde berichtet und es wurde darlber diskutiert, was denn nun ein
allfalliges «Nein» an der Urne zur STAF ob einer so breiten Gegnerschaft zu bedeuten
hatte.

Anfang November erschienen die ersten Zeitungsberichte, welche den Erfolg der
Unterschriftensammlung, der bis dahin als gesichert gegolten hatte, in Frage stellten: So
laufe die Sammlung der Unterschriften mittels Onlineplattform sehr langsam, was als
Anzeichen fiur allgemeine Schwierigkeiten, die notigen 50'000 Unterschriften
zusammenzubekommen, gewertet werden kénne. Als Grinde daflir wurde unter
anderem genannt, dass sich die starken Kampagnenorganisationen nicht an der
Unterschriftensammlung beteiligten und dass die Dauer der Unterschriftensammlung
aufgrund der Feiertage schlechter genutzt werden kénne als sonst. Ferner schranke die
Komplexitét der Vorlage die Bereitschaft der Schweizerinnen und Schweizer ein, das
Referendum zu unterzeichnen. Im neuen Jahr vermeldeten die Komitees jedoch, dass
sie die Unterschriften erfolgreich eingereicht héatten und Anfang Februar 2019
bestatigte die Bundeskanzlei das Zustandekommen des Referendums: Uber 60'000
gultige Unterschriften hatten die Komitees gesammelt.

In der Folge berichteten die Medien insbesondere Uber die Zusammensetzung der
beiden Lager: lhre Unterstitzung zur STAF vermeldet hatten in der Zwischenzeit die
FDP, die CVP, die SP, die BDP, die EVP und die EDU. Auch die Wirtschaft stellte sich
weitgehend hinter das neue Gesetz; Economiesuisse, Swissholding, der
Arbeitgeberverband, der Bauernverband und auch der Gewerbeverband - mit
Ausnahme einiger Kantonalsektionen - fassten die Ja-Parole. Kantone, Stadte und
Gemeinden unterstitzten die Vorlage durch ihre entsprechenden Organisationen (KdK,
Stadteverband, Gemeindeverband) ebenso. Gegen die STAF sprachen sich die Griinen,
die GLP und die meisten Jungparteien ausser den Jungfreisinnigen und der Jungen CVP
sowie der VPOD aus, nicht aber der SGB, der Stimmfreigabe beschloss. Von
besonderem Interesse fur die Presse war die Position der SVP: Diese entschloss sich,
aufgrund ihrer internen Differenzen zwischen der Bundeshausfraktion, welche die STAF
deutlich abgelehnt hatte, und einer Beflrwortergruppe um Finanzminister Maurer
ebenfalls fur Stimmfreigabe. Dadurch bleibe der Partei eine Zerreissprobe erspart,
urteilten die Medien. In den Monaten vor der Abstimmung gaben jedoch zahlreiche
Kantonalsektionen der SVP die Ja-Parole aus. Bis zum Schluss sprachen sich 10
Kantonalsektionen fir die STAF aus und 4 dagegen. Doch nicht nur die SVP war
bezuglich dieser Vorlage gespalten; auch bei den Grlnliberalen und den Grinen fanden
sich verschieden Kantonalsektionen, welche der Vorlage gegen den Willen der
nationalen Partei zustimmten.

Die Differenzen zur Vorlage innerhalb der Parteien widerspiegelten sich auch in den
Vorumfragen. Am deutlichsten votierten in der ersten SRG-Vorumfrage im April 2019
die Anhéngerinnen und Anhénger der FDP (82%) und der CVP (71%) fur die STAF, gefolgt
von denjenigen der SP (69%) und der BDP (57%). Doch auch bei den Sympathisantinnen
und Sympathisanten der Grinen (45% Ja-Stimmen, 42% Nein-Stimmen) und der GLP
(43% Ja-Stimmen, 32% Nein-Stimmen) fand die Vorlage eine relative Mehrheit. Einzig
die Anhéngerinnen und Anhanger der SVP sprachen sich mehrheitlich gegen die STAF
aus (35% Ja-Stimmen, 55% Nein-Stimmen). Insgesamt gaben in dieser ersten SRG-
Umfrage 54 Prozent der Befragten an, der Vorlage sicher oder eher zustimmen zu
wollen, 37 Prozent wollten die STAF sicher oder eher ablehnen. Unsicher zeigten sich
noch 9 Prozent der Befragten. Bis zur zweiten SRG-Umfrage Anfang Mai 2019 war die
Differenz zwischen den beiden Lagern dann merklich angestiegen: Der Anteil
Zustimmende war auf 59 Prozent gestiegen, der Anteil Ablehnende leicht gesunken
(35%). Verédnderungen gab es auch innerhalb der Parteien, wobei das Beflirworterlager
in beinahe allen Parteien deutlich anwuchs; selbst in der SVP erreichte es nun eine
relative Mehrheit (47%).

Die Berichterstattung zur STAF umfasste zahlreiche verschiedene Aspekte. Immer
wieder Thema war die schwarze Liste der EU flr Steueroasen: Seit Ende 2017 befand
sich die Schweiz auf der sogenannten grauen Liste, der Beobachtungsliste, und im
Oktober 2018 entschied sich die EU, die Schweiz vorlaufig auf dieser Liste zu belassen.
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Da die Frist der EU, die umstrittenen Steuerschlupflocher abzuschaffen, jedoch Ende
2018 ablief und ihr nachster Beurteilungstermin im Marz 2019, also vor der Abstimmung
im Mai 2019, anstand, beflirchteten die Medien, die Schweiz kénne noch vor der
Abstimmung auf die schwarze Liste geraten. Dies hatte womdglich scharfe
Gegenmassnahmen der EU-Mitgliedstaaten zur Folge gehabt. Mitte Marz gab die EU
jedoch bekannt, der Schweiz noch bis Ende 2019 Zeit fur die Umsetzung ihrer
Versprechen einzurdumen. Die EU respektiere die Schweizer Verfassung, die ein
Referendum ermégliche, erklarten die EU-Finanzminister.

Viel Aufmerksamkeit in der Berichterstattung zur STAF erhielt Wirtschaftsprofessor
Christoph Schaltegger von der Universitat Luzern. Er kritisierte, dass die STAF das
Anreizproblem der Nehmerkantone des Finanzausgleichs nicht stark genug mildere:
Viele Nehmerkantone wlrden heute durch die Ansiedelung neuer Firmen oder durch
héhere Gewinne von Firmen mehr Geld verlieren, als sie durch die héheren Steuern
erzielten, weil ihre Einkinfte aus der NFA dadurch Uberproportional sédnken. Zwar
wirde die STAF diese Problematik mildern - die Gewinne der Unternehmen wirden in
der NFA weniger stark gewichtet -, jedoch seien auch im Falle einer Annahme noch
immer 11 Kantone (AR, Al, Fr, GL, GR, JU, LU, SO, TG, UR, VS) von diesen
Anreizproblemen betroffen. Grundsatzlich bestehe ein Konflikt zwischen NFA und den
Zielen des Steuerteils der STAF, erklarte Schaltegger: Die Geberkantone hatten aufgrund
der STAF Anreize, sich fur Unternehmen attraktiv zu positionieren, wahrend
Nehmerkantone sich aus finanzieller Sicht eher unattraktiv geben mussten. Aufwind
bekam diese Problematik im April 2019, als bekannt wurde, dass das Finanzdepartement
bei der Berechnung der Folgen fur die einzelnen Kantone die Gewinne der Gemeinden
mitbertcksichtigt hatte. Dies ware jedoch nur zuldssig, wenn die Gemeinden mit ihren
Gewinnen mithelfen wirden, die kantonalen Mindereinnahmen wettzumachen. Dazu
waren jedoch kantonale Gesetzesanderungen nétig; die betroffenen Kantone bestritten
jedoch, solche Anderungen zu planen.

Nicht nur wegen der Folgen bezlglich der NFA verglich die Presse die Auswirkungen der
STAF auf die Kantone, sie berichteten auch regelmassig Uber den Stand der kantonalen
Umsetzungsvorlagen zur STAF und zu deren Auswirkungen auf den Steuerwettbewerb
zwischen den Kantonen. Besonders rosig prasentierte sich die Situation fur die Kantone
Genf, Basel-Stadt und Waadt, meldeten sie. Diese hatten ihre Gewinnsteuern allesamt
deutlich reduziert, was ihnen gemass Finanzminister Maurer deutlich leichter gefallen
sei als anderen Kantonen, weil sie viele Unternehmen hatten, die bisher privilegiert
besteuert worden seien. Insgesamt seien jedoch gemass Medien die meisten Kantone
dabei, ihre Gewinnsteuern denjenigen der Zentralschweizer Tiefsteuerkantone
anzunéhern. Verlieren wurden dabei vor allem die Kantone Aargau und Zurich, deren
Gewinnsteuern vergleichsweise hoch bleiben werden. Sie seien besonders stark auf die
Méglichkeiten, die ihnen die STAF biete, angewiesen. Neben den Gewinnsteuern
verglichen die Zeitungen auch immer wieder die sozialen Kompensationsmassnahmen,
welche die Kantone planten. Hatte die Presse zum Beispiel Ende November 2018,
nachdem der Kanton Bern eine Reduktion der Unternehmensbesteuerung abgelehnt
hatte, noch berichtet, dass die meisten Kantone auf solche sozialen
Ausgleichsmassnahmen verzichten wirden, tonte dies im April 2019 anders: Geméss
NzZz planten 16 Kantone einen sozialen Ausgleich zu den
Unternehmenssteuersenkungen. Die Drohung der SP, in allen Kantonen, die bei der
kantonalen Umsetzung der STAF auf einen sozialen Ausgleich verzichten wollten, das
Referendum zu ergreifen, habe demnach Erfolg gehabt, urteilten die Medien.

Neben Schaltegger schaltete sich auch Aymo Brunetti, Wirtschaftsprofessor der
Universitat Bern, in die Diskussion zur STAF ein. Er kritisierte insbesondere die laue
Haltung des Bundesrates bezlglich der Erhéhung des Rentenalters. Er rechnete vor,
dass die zusatzliche Lebenserwartung fur 65-Jahrige bei der Grindung der AHV 1948
12-13 Jahre betragen habe, diese nun aber bei 21 Jahren und bald sogar bei 25 Jahren
liege. Zudem seien 1948 sechs Erwerbstatige auf einen Rentner gekommen, heute seien
es noch gut drei. Heute mussten entsprechend vor allem die Jungen und Ungeborenen
fir die Renten der Alteren bezahlen: Ein 55-Jahriger zahle die zusétzlichen
Lohnbeitrage noch 10 Jahre lang, ein 25-Jahriger aber viermal so lange. Zuséatzlich
erlangte der AHV-Teil der STAF auch aufgrund der Diskussionen zum Reformpaket AHV
21 regelmassig mediale Aufmerksamkeit. Im Februar 2019 zum Beispiel présentierte der
Bundesrat den Vernehmlassungsbericht zur neuen AHV-Rerfom. Die SP reagierte auf
die darin enthaltene Erhohung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre mit einer
Referendumsdrohung - hatte sie doch zuvor erklart, mit der STAF sei die
Rentenaltererhdhung vom Tisch. Immer wieder erschienen zudem Berichte, die
besagten, dass die CHF 2 Mrd., welche die AHV durch die STAF erhalten wirde, ihr bloss
einige Jahre weiterhelfen wirden. Eine Erhéhung des Frauenrentenalters konne damit
wohl nicht verhindert werden, erklarte zum Beispiel der Tagesanzeiger.

Schliesslich diskutierten die Zeitungen die Frage, was bei einer Ablehnung der STAF
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.08.1998
MARIANNE BENTELI

geschehen wurde. Einig war man sich, dass die umstrittenen Steuerprivilegien so bald
wie moglich abgeschafft werden mussten. Unklar blieb dabei, wie geduldig sich die EU
gegenuber der Schweiz zeigen wuirde. Und géanzlich unterschiedlich waren die
Positionen der linken und der burgerlichen Gegnerinnen und Gegner der Vorlage
bezlglich der folgenden Revision: Die Prasidentin der Griinen, Regula Rytz (gp, BE), gab
an, die Steuerprivilegien nach Ablehnung der STAF nur mit unbestrittenen Entlastungen
abschaffen zu wollen; die Birgerlichen hingegen sprachen davon, den Steuerteil der
STAF ohne die AHV-Finanzierung umsetzen zu wollen.

Dass letztere Diskussionen unnotig waren, zeigte sich spatestens am 19. Mai 2019. Mit
66.4 Prozent sprachen sich die Stimmenden bei einer Beteiligung von 42.7 Prozent flr
den AHV-Steuer-Deal aus. Die Stimmenden in allen Kantonen nahmen die STAF an,
besonders hoch war die Zustimmung in den Kantonen Waadt (80.7%), Neuenburg
(72.4%) und Wallis (71.8%) mit Uber 70 Prozent Zustimmung, am tiefsten in den
Kantonen Solothurn (568.6%), Bern (60.4%) und Aargau (62%). Wie die
Nachabstimmungsbefragung «Voto» zeigte, sprachen sich die Sympathisantinnen und
Sympathisanten samtlicher Parteien mehrheitlich fur die Vorlage aus, wenn auch bei
der SVP (52%) nur knapp. Die Nachbefragung zeigte zudem, dass 42 Prozent der
Befragten beide Vorlagen angenommen hatten, wenn diese den Stimmburgerinnen und
Stimmblrgern einzeln vorgelegt worden wéaren; 29 Prozent hatten nur zum AHV-Teil, 7
Prozent nur zum Unternehmenssteuerteil Ja gesagt und 7 Prozent hatten beide
Vorlagen abgelehnt. Entsprechend erwies sich gemass der Studie auch die Sanierung
der AHV als Hauptargument der Ja-Stimmenden, wéhrend die Nein-Stimmenden vor
allem mit der VerknlUpfung der zwei Teile Mihe bekundeten. Trotz der Kritik, welche die
VerknUpfung der zwei Themen erfahren hatte, erwies sich diese Taktik aus Sicht der
Abstimmungsgewinnerinnen und -gewinner somit als erfolgreich.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 42.7%
Ja: 1'5641147 (66.4%), Sténde: 23
Nein: 780'457 (33.6%), Stande: O

Parolen:

- Ja: BDP (1), CVP, EDU, EVP, FDP, SP; Jungfreisinnige (4), Junge CVP; Economiesuisse,
Gemeindeverband, KdK, SAV, SBV, SGV, SSV, TravailSuisse, Kaufmannischer Verband
Schweiz, Swiss Family Business, Science Industries, Swissholdings

- Nein: GLP (3), GPS (1), SD; Junge BDP, Junge Griine, Junge Grinliberale, Juso, Junge
SVP; VPOD

- Stimmfreigabe: SVP (10xJa, 4xNein); SGB

* in Klammern die Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Sozialpolitik
Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In ersten Reaktionen stiessen die Vorschlage des Bundesrates von Rechts bis Links auf
Kritik. Der Arbeitgeberverband erklérte, die Regierung setze falsche Prioritaten; nicht
die Flexibilisierung des Rentenalters sei vordringlich, sondern die Sanierung der AHV,
wozu Mehreinnahmen Uber die Mehrwertsteuer nichts taugten. Der Gewerbeverband
unterstltzte das einheitliche Rentenalter fir Mann und Frau, lehnte jede Erhéhung des
Beitragssatzes fur Selbsténdigerwerbende hingegen kategorisch ab. Die FDP ausserte
sich ebenfalls positiv zur vorgesehenen Gleichstellung von Mann und Frau, meldete
aber bereits Opposition gegen das Modell der langen Erwerbsdauer an, da es
ausbildungsfeindlich sei. Die SP sah in den bundesréatlichen Vorschlagen einen Schritt in
die richtige Richtung, bedauerte aber, dass die Einsparungen einmal mehr einseitig zu
Lasten der Frauen gehen sollen. Fir den SGB gingen die vorgeschlagenen
Flexibilisierungsmodelle eindeutig zu wenig weit. Einzig die CVP zeigte sich auf der
ganzen Linie zufrieden und meinte, die Gleichstellung der Geschlechter sei ebenso zu
begrissen wie die Beschaffung zusatzlicher Finanzmittel Uber die Mehrwertsteuer. Im
Lauf der Vernehmlassung anderte sich kaum etwas an diesen ersten Stellungnahmen;
allerdings  wurde klar, dass die burgerlichen Bundesratsparteien und die
Wirtschaftsverbédnde nur auf die 11. AHV-Revision einzutreten gewillt sind, wenn der
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ANJA HEIDELBERGER

Bundesrat vorgangig eine Gesamtstrategie fur die Sicherung aller Sozialwerke vorlegt. *

Neben dem obligatorischen Referendum zur Zusatzfinanzierung der AHV durch eine
Erhéhung der Mehrwertsteuer, kiindigten verschiedene Gruppierungen, allen voran die
Westschweizer Gewerkschaften, ihr Interesse an der Ergreifung eines fakultativen
Referendums zur Reform der Altersvorsorge 2020 an. So seien mit der Erhéhung des
Frauenrentenalters und der Senkung des Umwandlungssatzes zwei Anderungen
enthalten, die man nicht akzeptieren kénne. Nach kurzer Zeit wurde jedoch deutlich,
dass die Westschweizer Gewerkschaften nicht auf eine breite Unterstltzung hoffen
konnten und das Referendum mehrheitlich alleine wirden stemmen mussen.
Unterstltzt wurden sie lediglich von vereinzelten linken Organisationen, zum Beispiel
von der Genfer SP-Kantonalsektion. Gegen Ende der Unterschriftensammliung
engagierten sich auch die Zeitschriften K-Tipp und Saldo. Als Grund daflir gaben sie an,
dass sie verhindern wollten, dass auf dem Stimmzettel ausschliesslich von der AHV die
Rede sei und dadurch das vollstandige Ausmass der Revision unterschatzt wirde. Zwar
kritisierten auch weitere linke Kreise die Vorlage, allen voran die Gewerkschaften,
dennoch sprachen sich die Delegierten der Unia, von VPOD, des SGB sowie von
Travai.Suisse knapp fur die Reform aus. Dabei wurden die unterschiedlichen Positionen
der Linken in der Deutsch- und Westschweiz deutlich. Um diese verschiedenen
Positionen zu vereinen, beschloss die SP eine Urabstimmung durchzuftihren, bei der
sich 90 Prozent der teilnehmenden SP-Mitglieder flr die Reform aussprachen.
Ungeachtet dieser Urabstimmung beschlossen die Juso kurze Zeit spater die Nein-
Parole und unterstutzten das linke Referendumskomitee.

Gespalten zeigten sich wie bereits im Parlament auch die Blrgerlichen. FDP und SVP
sowie breite Wirtschaftskreise inklusive Economiesuisse, dem Gewerbeverband und
dem Arbeitgeberverband sprachen sich gegen die Reform aus, setzten dem linken
Referendumskomitee jedoch kein birgerliches Pendant entgegen. Unter dem Namen
~Generationenallianz” bewarben sie aber gemeinsam die Ablehnung der Reform. Die
anderen burgerlichen Parteien, allen voran die CVP und BDP, warben fur die Annahme
der Vorlage. Unterstutzt wurden sie von zahlreichen Westschweizer Verbéanden, unter
anderem vom Westschweizer Wirtschaftsverband Centre Patronal. Im Laufe der
Kampagne sprachen sich unter anderem auch der Bauernverband, Eveline Widmer-
Schlumpf als neue Présidentin der Pro Senectute, Pro Senectute selbst sowie weitere
Seniorenverbénde flr die Reform aus. Gespalten zeigten sich die Versicherungen:
Wahrend Helvetia und Axa Winterthur, der Pensionskassenverband Asip sowie der
Verwaltungsratsprasident des AHV-Fonds die Reform beflrworteten, hielten sich die
anderen Versicherer bedeckt.

Da die Berichterstattung zur Vorlage nach dem Showdown im Parlament im Marz 2017
bis zum Abstimmungstermin im September 2017 nie wirklich abriss, beleuchteten die
Medien jedes Detail der Vorlage und insbesondere des Abstimmungskampfes. So wurde
ausflhrlich Uber die Positionen der verschiedenen Parteien, Verbande, Vereine und
Interessengruppen, aber auch Uber einzelne Abweichler innerhalb der verschiedenen
Akteursgruppen berichtet. Diskutiert wurden die Gefahr fir die Reform durch das
erforderliche Standemehr sowie die Konsequenzen flr die Reform, falls nur eine der
beiden Vorlagen angenommen wurde. Ausfuhrlich beschrieben wurden die Aktivitaten
der Jungparteien, die trotz geringem Budget mit viel Engagement versuchten, die
jungeren Stimmbdlrger zu mobilisieren und zu Uberzeugen. So engagierte sich zum
Beispiel die Junge CVP mit einer eigenen Pro-Kampagne im Internet und mit
Standaktionen, wahrend die Jungfreisinnigen mit Aktionstagen, Plakaten und Videos fur
ein Nein warben. Zudem erhielten die Beflrworter mit Ruth Dreifuss, Walter Andreas
Mdller und Beni Thurnheer prominente Unterstutzung. Dieses Engagement ausserhalb
des bezahlten Raums wurde auch durch eine Auswertung der Inseratekampagne durch
Année Politique Suisse verdeutlicht. Diese ergab, dass Anzahl und Reichweite der
Inserate zur Altersvorsorge entgegen der betont grossen Relevanz der Vorlage nur
durchschnittlich gross waren, was die Komitees mit ihren knappen Budgets erklarten.

Ebenfalls sehr engagiert zeigte sich Bundesrat Berset, der nicht mude wurde, die
Wichtigkeit der Reform zu betonen. Dieses starke Engagement vor allem auch in
Zusammenhang mit seinen Warnungen vor den drastischen Folgen eines Neins
brachten ihm jedoch viel Kritik ein. Hinzu kam eine breite Kritik am
Abstimmungsblchlein, das ausschliesslich die Referendumsfihrer, also die
Westschweizer Gewerkschaften, zu Wort kommen liess, nicht aber die burgerlichen
Gegner der Vorlage. Grund dafGr war, dass bei obligatorischen Referenden
Minderheitenpositionen keine eigenen Seiten erhalten und bei fakultativen Referenden
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nur die Referendumskomitees. Darliber hinaus war vor allem inhaltliche Kritik am
Abstimmungsbichlein zu vernehmen, so seien die Darstellungen des Bundesrates
fehlerhaft und unvollstandig. Doch nicht nur zur Informationspolitik des Bundesrates,
auch bezlglich der Argumentationen beider Lager wurden im Laufe der Kampagne
vermehrt kritische Stimmen laut. Kritisiert wurde, dass beide Seiten nicht mit offenen
Karten spielten und wichtige Argumente gezielt verschwiegen.

Inhaltlich drehte sich die Berichterstattung vor allem um die Frage, ob die AHV
schneller in ernsthafte finanzielle Probleme gerate, wenn man die Reform annehme
oder wenn man sie ablehne. Beide Seiten gaben zu, dass in Zukunft weitere Reformen
notig sein werden, uneinig war man sich jedoch darlber, bei welchem
Abstimmungsergebnis dies dringender der Fall sei. Auch bezlglich den Gewinnern und
Verlierern der Reform war man sich uneins. Sowohl Beflirworter als auch Gegner
betonten, dass alleine ihre Position die Situation der Jungen und der Frauen verbessern
wirde.

Aufgrund der knappen, ungewdhnlichen Ausgangslage mit Spaltungen innerhalb der
linken und burgerlichen Parteien war schliesslich unklar, welches Lager tendenziell in
Flhrung lag. Wirklich Licht ins Dunkel konnten auch die Vorumfragen nicht bringen.
Manchmal ergaben sie einen Vorsprung der Beflrworter, manchmal der Gegner, aber
grosstenteils machten sie relativ knappe Zwischenresultate zwischen den beiden Lagern
aus. Entsprechend knapp gingen die Abstimmungen schliesslich auch aus. Mit 2357
Stimmen mehr bei 50.0 Prozent und 11 5/2 Standesstimmen lehnte das Stimmvolk die
Mehrwertsteuererhéhung ab. Leicht deutlicher fiel die Entscheidung zur Reform der
Altersvorsorge 2020 aus, die mit 52.7 Prozent abgelehnt wurde. Nach Uber zweijahriger
Ausarbeitung der Reform wird das Parlament somit bei der Revision der Altersvorsorge
von vorne beginnen mussen.

Abstimmung vom 24. September 2017

Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhéhung der Mehrwertsteuer:
Beteiligung: 46.8%

Ja: 1254°675 (560,0%) / Stande: 9 1/2

Nein: 1257°032 (50,0%) / Stéande: 115/2

Parolen:
-Ja: SP, Grune, CVP, GLP, EVP, BDP, EDU
-Nein: SVP, FDP

Reform der Altersvorsorge 2020:
Beteiligung: 46,7%

Ja: 1186'079 (47,3%)

Nein: 1320°830 (52,7%)

Parolen:
-Ja: SP, Grune, CVP, GLP, EVP, BDP
-Nein: SVP, FDP, EDU, PdA *

1) AHV Finanzhaushalte vom 25.5.18; Abzug fiir Eigenfinanzierung vom 25.5.18; Anpassungen am KEP vom 25.5.18;
Dividendenbesteuerung vom 25.5.18; Konzept der WAK-SR vom 25.5.18; NZZaS$, 20.5.18; Stellungnahme des BJ vom 31.5.18;
AZ, CdT, LT, NZZ,10.4.18; WoZ, 12.4.18; TA, 14.4.18; TG, 16.4.18; SGL, 24.4.18; SZ, TA, 25.4.18; NZZ, 2.5.18; CdT, 4.5.18; BLZ, Baz,
7.5.18; BLZ, 9.5.18; AZ, BaZ, CdT, LZ, SGT, TA, TG, 17.5.18; AZ, LZ, SGT, 18.5.18; BaZ, TA, 19.5.18; So-Bli, 20.5.18; TA, 22.5.18; TA,
23.5.18; TA, TG, WoZ, 24.5.18; TA, 25.5.18; Blick, SGT, TA, TG, 26.5.18; TA, 31.5., 1.6.18; LT, 2.6.18; So-Bli, 3.6.18; TA, 4.6.18;
Blick, 5.6.18; CdT, SZ, TG, 6.6.18; AZ, NZZ, SGT, WoZ, 7.6.18

2) NZZ, TA, TG, 1.10.18; NZZ, 3.10.18; Blick, 4.10.18; AZ, 6.10., 7.10.18; APZ, TA, 8.10.18; TA, 9.10., 16.10.18; BaZ, 25.10.18; TA,
26.10.18; AZ, 3.11.18; NZZ, TA, 14.11.18; TA, 16.11.18; BaZ, SGT, 27.11.18; TA, 5.12.18; AZ, NZZ, 15.12.18; NZZ, 22.12.18; AZ, 31.12.18;
NZZ,10.1.,15.1.,17.1.19; Lib, SGT, TA, TG, 18.1.19; NZZ, 22.1.19; Blick, 28.1.19; NZZ, 30.1., 31.1., 26.2., 2.3.19; Lib, 4.3.19; AZ, 5.3.19;
NZZ, 6.3.19; BaZ, 9.3., 11.3.19; LT, 12.3.19; AZ, Blick, SGT, TA, 13.3.19; NZZ, 15.3.19; 24H, NZZ, TG, 19.3.19; NZZ, SZ, TG, 20.3.19;
NZZ,22.3.,27.3.19; TA, 28.3.19; CdT, NZZ, 29.3.19; SZ, TA, 30.3.19; AZ, 31.3.19; LT, NZZ, TA, TG, 1.4.19; Lib, TA, 2.4.19; BLZ, NZZ,
SGT, TG, 3.4.19; BaZ, LT, WoZ, 4.4.19; NZZ, TG, 5.4.19; NZZ, SN, SZ, TA, 6.4.19; AZ, BaZ, LT, 8.4.19; BaZ, 9.4.19; AZ, CdT, NZZ, TA,
10.4.19; AZ, LT, WW, WoZ, 11.4.19; NZZ,12.4.19; NZZ, TA, 13.4.19; LT, 15.4.19; BaZ, NZZ, TA, 16.4.19; SGT, TA, 23.4.19; AZ, Exp,
24.4.19; TA, WoZ, 25.4.19; BaZ, 26.4.19; TA, 27.4.19; LT, 29.4.19; NZZ, SGT, 30.4.19; LT, 1.5.19; NZZ, 2.5.19; AZ, 3.5.19; NZZ,
4.5.19; So-Bli, 5.5.19; Baz, Blick, 7.5.19; 24H, BaZ, TG, 8.5.19; NZZ, 9.5.19; AZ, BaZ, TG, 20.5.19; BLZ, TG, 21.5.19

3) Presse vom 28.8.98; TA, 14.12.98; NZZ, 21.12.98; "B. Despland (1998). 11e révision de I'AVS: quelques considérations
critiques”, sowie "J.-P. Fragniére (1998). La 11e révision de I’AVS: dimensions du débat”, in Aspects de la sécurité sociale, S.
19-20 und 21-24

4) APS-Inserateanalyse vom 15.09.2017; LT, Lib, 20.3.17; LT, SGT, 25.3.17; 24H, 31.3.17; TA, 1.4., 2.5., 6.5.17; SoZ, 7.5.17; NZZ,
8.5.17; Blick, 16.5.17; TA, 17.5.17; So-Bli, 28.5., 11.6.17; BZ, Blick, 23.6.17; AZ, SGT, 24.6.17; LT, TA, 28.6.17; Lib, 7.7.17; TA, 4.8.17;
SGT, 18.8.17; NZZ,19.8.17; AZ, 2.9.17; AZ, Blick, 4.9.17; NWZ, SN, TA, 25.9.17
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